
Muster- Betriebsvereinbarung zur Einführung von ZiA-Kurzarbeit 
Nutzbar für tarifgebundene Betriebe der Metall- und Elektroindustrie in NRW

ZiA-Kurzarbeit richtet sich nach dem Tarifvertrag „Zukunft in Arbeit“ 2020 (TV ZiA). Dieser wurde am 19. März 2020 von den Tarifvertragsparteien NRW vereinbart und gilt ab sofort befristet bis zum 31.12.2020.

Der TV ZiA eröffnet den Betriebsparteien die Möglichkeit, die zusätzliche Urlaubsvergütung und/oder das 13. Monatseinkommen zu zwölfteln und auf die Monate zu verteilen. Dadurch erhöht sich das monatliche Einkommen und damit das KUG und es verringern sich die tariflichen Remanenzkosten des Arbeitgebers. 

Es entfällt dann zum Teil oder ganz der Anspruch auf die Sonderzahlungen.  Dafür erlangen die Beschäftigten einen Kündigungsschutz für die Laufzeit der BV.    

Diese Muster-Betriebsvereinbarung soll Hilfestellung geben bei der Formulierung der konkreten betriebsbezogenen Betriebsvereinbarung zur BV. Die Muster-BV muss im Einzelnen durchgearbeitet werden. Dabei sollte die Unterstützung der IG Metall-Geschäftsstelle wie die der Agentur für Arbeit gesucht werden. 
Diese Muster-BV kann und will keine rechtliche Beratung ersetzen!

Achtung regionale Anwendbarkeit: Dieses Muster beruht auf dem Tarifergebnis im Bezirk NRW, welches mit Ablauf des 27.03.2020 wirksam wird und in anderen Bezirken noch übernommen werden muss. Hiermit ist für alle Bezirke außer Baden-Württemberg zur rechnen. Wendet Euch bitte vor Abschluss einer solchen BV an die zuständige Geschäftsstelle der IG Metall. 

Checkliste für ZiA-Kurzarbeit:
Kann nur eingeführt werden, wenn der Betrieb der Tarifbindung unterliegt, zumindest durch einen Anerkennungstarifvertrag. 

Kann nicht eingeführt werden, wenn ein firmenbezogener Tarifvertrag zur Beschäftigungssicherung und Wettbewerbsfähigkeit (Pforzheim) vorliegt.

Hierzu bedarf es einer tarifvertraglichen Anpassung des firmenbezogenen Tarifvertrags.

Vor Umsetzung der Kurzarbeit sind positive Arbeitszeitkonten vorher auf „0“ herunterzufahren. Dies ist eine gesetzliche Voraussetzung für Kurzarbeit (§ 96 SGB III). 
§ 96 Abs. 4 Teil 2 SGB III schützt Bildungskonten nach TV Bildung und Langzeitkonten nach TV Langzeitkonten. Geschützt sind auch Gleitzeitkonten.
Die Tarifvertragsparteien NRW fordern darüber hinaus auch Verringerung verlängerter Vollzeit, den Einsatz von Minusstunden insbesondere auf Flexi-Konten und Versetzungsmöglichkeiten vor der Kurzarbeit zu prüfen. 

Muster-Betriebsvereinbarung 

zur Einführung von ZiA-Kurzarbeit

Betriebsvereinbarung Nr. ……..…../………………..über die Einführung von ZiA-Kurzarbeit

Zwischen der Firma _________, gesetzlich vertreten durch _______

und dem Betriebsrat der Firma________, vertreten durch den Betriebsratsvorsitzenden, Herrn____/die Betriebsratsvorsitzende, Frau_______

wird nachstehende Betriebsvereinbarung zur Einführung von ZiA-Kurzarbeit mit dem Ziel geschlossen, Entlassungen zu vermeiden.

Präambel

Die Betriebsparteien stellen allerdings fest, dass die Auswirkungen der Corona-Pandemie den geordneten Betriebsablauf gefährden, Lieferschwierigkeiten bestehen, Abnehmer ausfallen und einen konjunkturellen Einbruch nach sich ziehen. In dem festen Willen, diese Krise zu bewältigen und Beschäftigung zu erhalten, wird diese Betriebsvereinbarung abgeschlossen. Sie ist getragen von der gemeinsamen Überzeugung, dass die Lehre aus der annähernd vergleichbaren Finanzkrise von 2008/2009 ist, dass der letzte Tag der Krise der erste Tag des Facharbeitermangels ist. Seinerzeit hat Beschäftigungssicherung zu einer schnellen wirtschaftlichen Erholung beigetragen. Vor diesem Hintergrund vereinbaren die Betriebsparteien die Einführung von ZiA-Kurzarbeit (Kurzarbeit mit reduzierten Remanenzkosten) auf Grundlage der §§ 2 und 3 TV ZiA.
Mit gültigem Bewilligungsbescheid der Agentur für Arbeit vom_______ wurde eine Bezugsfrist für das Kurzarbeitergeld bewilligt. 
Ein Bewilligungsbescheid, aus dem sich eine Bezugsfrist ergibt, kann nur vorliegen, wenn zuvor schon Kurzarbeit beantragt wurde. Soll unmittelbar in die ZiA-Kurzarbeit gegangen werden, ist das aber auch möglich. Dann ist der erste Satz zu streichen.

Die Betriebsparteien haben eine Rückführung der tariflichen verlängerten Vollzeit (40 Std./Woche-Verträge) geprüft.

Es ist nicht notwendig alle 40 STd. Verträge zurückzuführen. Diese Möglichkeit soll nur geprüft werden, die Prüfung kann auch das Ergebnis haben, dass dies in Anbetracht der Ankündigungsfrist von drei Monaten zur Rückkehr auf 35 Std. zu lange dauert.
Die Betriebsparteien haben ebenfalls geprüft ob die sog. Flexi-Konten (Arbeitszeitkonten zum Ausgleich von Produktionsschwankungen) in negative Salden geführt werden können.

Versetzungsmöglichkeiten, durch die Kurzarbeit vermieden werden könnte, sind, auch wenn man ein kurzfristiges Anlernen der Versetzten sicherstellt, nicht ersichtlich.

Voraussetzung für die Einführung von ZiA Kurzarbeit ist der Abbau von Zeitguthaben auf den Flexi-Konten. Sie ins Minus zu führen wäre - ggf. nach einvernehmlicher Änderung der zu Grunde liegenden BV - möglich und für die Beschäftigten zunächst günstiger.
§ 1  Kurzarbeit, Beginn und Dauer und Umfang

I. Für sechs Monate wird Kurzarbeit im ganzen Betrieb eingeführt. Es sind damit grundsätzlich alle Beschäftigten, mit Ausnahme der in Abs. 2 genannten Gruppen, in Kurzarbeit einzubeziehen. Die konkrete personelle Auswahl und der jeweilige Umfang der Kurzarbeit wird im Rahmen der Arbeitszeitplanung mit Zustimmung des Betriebsrates festgelegt. 

Die Arbeitszeitabsenkung mit Teilentgeltausgleich ist nach § 4 TV ZiA 2020 erst möglich, wenn im Betrieb ZiA Kurzarbeit für sechs Monate durchgeführt wurde. Daher sollte die Kurzarbeit für sechs Monate eingeführt und im Bedarfsfalle zwischenzeitlich ausgesetzt werden.
Oder: Die Betriebsparteien BR werden jeweils unter Einhaltung der tariflichen Ankündigungsfrist bekanntgeben, an welchen Tagen des Folgemonats Kurzarbeit geleistet wird.

Oder: Im Monat ________ wird wegen Kurzarbeit im ganzen Betrieb oder in den Abteilungen _________ nicht gearbeitet (Kurzarbeit Null).

Im Einvernehmen zwischen den Betriebsparteien kann die Kurzarbeit auch für maximal drei Monate ausgesetzt werden, sofern sich hierdurch keine neue und kürzere Bezugsfrist für Kurzarbeitergelt ergibt.

II. Von der Kurzarbeit ausgenommen werden:

1. 
Auszubildende und Dual Studierende, soweit ein Entgeltanspruch aus § 19 BBiG besteht, 
2. 
Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis während des Kurzarbeitszeitraums aufgrund Kündigung oder Aufhebungsvertrag endet, 

3. 
Schwangere Frauen und werdende Väter, die Elterngeld in Anspruch nehmen werden  und bei denen der Bezug von Kurzarbeitergeld in den Bemessungszeitraum des Eltern- geldes gem. § 2 BEEG  i.V.m. § 2b BEEG fallen wird, 
4. 
Beschäftigte in Altersteilzeit, unabhängig von Arbeits- und Freistellungsphase, 
5. 
Geringfügig Beschäftigte, 
6. 
Arbeitnehmer, bei denen die persönlichen Voraussetzungen für den Bezug von Kurzarbeitergeld nicht vorliegen,
7. 
Beschäftigte, bei denen vor Abschluss dieser Betriebsvereinbarung die Voraussetzung für den Bezug von Entschädigungsleistung nach § 56 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vorliegen; d.h. die auf behördliche Anordnung in Quarantäne (§ 30 IfSG) sind oder einem Verbot der Ausübung ihrer Tätigkeit (§ 31 IfSG) unterliegen oder wegen Schul- oder Kitaschließung notwendige Betreuung erfüllen (§ 56 Abs. 1a IfSG). Entfallen die Voraussetzungen nach § 56 IfSG sind auch diese Beschäftigen von der Kurzarbeit erfasst,
8.
Betriebsrätinnen und Betriebsräte für die Zeit ihrer Betriebsratstätigkeit nach Mitteilung a en Arbeitgeber.  

§ 2 Veränderung und Beendigung der Kurzarbeit

I. Verbessert sich die Lage, kann die Kurzarbeit mit Zustimmung des Betriebsrates beendet oder der Umfang der Kurzarbeit geändert werden.

II. Besteht die Notwendigkeit, die Kurzarbeit zu verlängern, erfolgt die Verlängerung dieser Betriebsvereinbarung durch Anpassung der Dauer der Kurzarbeit in § 1 Abs. 1.

III. Ist in Eilfällen oder sonstigen betriebsbedingten Gründen die Überschreitung der Kurzarbeit notwendig, bedarf es hierzu der Zustimmung des Betriebsrats.
IV. Eine Unterbrechung, Ausweitung, Verlängerung oder vorzeitige Beendigung der Kurzarbeit ist nur mit Zustimmung des Betriebsrats möglich.

§ 3 Anzeige bei der Agentur für Arbeit - Information des Betriebsrates

I. Die Geschäftsleitung zeigt den Arbeitsausfall noch in dem Monat an, in dem die Kurzarbeit eingeführt werden soll und stellt unverzüglich bei der zuständigen Agentur für Arbeit die Anträge zur Gewährung von Kurzarbeitergeld. 

II. Der Betriebsrat nimmt mit zwei seiner Mitglieder im Wege der Telefonkonferenz an Gesprächen der Geschäftsführung mit der Agentur für Arbeit teil. Er erhält Kopien aller die Kurzarbeit betreffenden Unterlagen.

III. Der Betriebsrat wird vom Unternehmen wöchentlich über die Entwicklung des Auftragsbestandes und der Absatzlage, des Krankenstandes und/oder der Verhinderung von Beschäftigten im Folge von empfohlenen oder angeordneten Maßnahmen nach dem IfSG anhand von Unterlagen informiert. Dabei sind dem Betriebsrat Unterlagen vorzulegen über den Stand der Beschäftigten, Auftrags- und Lagerbestand, Umsatz und Produktion jeweils im Vergleich zu den letzten Monaten und den Monaten des Vorjahres.

§ 4 Zahlung des Kurzarbeitergeldes

Das Kurzarbeitergeld wird zum Zeitpunkt der üblichen monatlichen Entgeltzahlung durch den Arbeitgeber gezahlt. Dies gilt unabhängig von dem Zahlungszeitpunkt durch die Agentur für Arbeit.

§ 5 Zahlung des Arbeitsentgeltes

Variante 1: Es entfällt die zusätzliche Urlaubsvergütung 

Ab Inkrafttreten dieser Betriebsvereinbarung entfällt bis zum 31.12. des Kalenderjahres, in das das Ende der Laufzeit dieser Betriebsvereinbarung fällt, die zusätzliche Urlaubsvergütung für alle Arbeitnehmer des Betriebes einschließlich der in § 1 II Nr. 1-3 und 6 genannten Beschäftigtengruppen. Ausgenommen sind Arbeitnehmer für die ein Altersteilzeitvertrag gilt.

Das monatliche regelmäßige Arbeitsentgelt der von Satz 1 erfassten Beschäftigten wird ab Inkrafttreten dieser Betriebsvereinbarung bis zum 31.12. des Kalenderjahres, in das das Ende der Laufzeit dieser Betriebsvereinbarung fällt, um 6 % erhöht. Dieser Erhöhungsbetrag ist in der Entgeltabrechung gesondert auszuweisen.

Mit der Abrechnung für November des Kalenderjahres, in das der Beginn der Laufzeit dieser Betriebsvereinbarung fällt, erhalten die in Satz 1 genannten Arbeitnehmer für die Zeiten diesen Kalenderjahres, die vor in Inkrafttreten dieser Betriebsvereinbarung abgelaufen sind, also für _______ bis________ jeweils eine Sonderzahlung in Höhe von 6 % des monatlichen regelmäßigen Arbeitsentgeltes. 

Eine mögliche in diesen Monaten an einzelne Beschäftigte ausgezahlte zusätzliche Urlaubsvergütung kann mit dieser Sonderzahlung verrechnet werden. Eine Aufrechnung gegen andere Entgeltansprüche ist ausgeschlossen.

Variante 2: Es entfällt die Jahressonderzahlung 

Ab Inkrafttreten dieser Betriebsvereinbarung entfällt bis zum 31.12. des Kalenderjahres, in das das Ende der Laufzeit dieser Betriebsvereinbarung fällt, die tarifliche Jahressonderzahlung für alle Arbeitnehmer des Betriebes einschließlich der in § 1 II Nr. 1-3 und 6 genannten Beschäftigtengruppen. Ausgenommen sind Arbeitnehmer in Altersteilzeit. 

Das monatliche regelmäßige Arbeitsentgelt der in Satz 1 genannten Arbeitnehmer wird ab Inkrafttreten dieser Betriebsvereinbarung bis zum 31.12. des Kalenderjahres, in das das Ende der Laufzeit dieser Betriebsvereinbarung fällt, um 4,6 % erhöht.

Mit der Abrechnung für November des Kalenderjahres, in das der Beginn der Laufzeit dieser Betriebsvereinbarung fällt, erhalten die unter Satz 1 genannten Arbeitnehmer für die Zeiten dieses Kalenderjahres vor in Kraft treten dieser Betriebsvereinbarung, also für die Monate_______ bis________ jeweils eine Sonderzahlung in Höhe von 4,6 % des monatlichen regelmäßigen Arbeitsentgeltes.

Variante 3: Es entfallen die zusätzliche Urlaubsvergütung und die Jahressonderzahlung 

Ab Inkrafttreten dieser Betriebsvereinbarung entfallen bis zum 31.12. des Kalenderjahres, in das das Ende der Laufzeit dieser Betriebsvereinbarung fällt, die Sonderzahlung „zusätzliche Urlaubsvergütung“ und Jahressonderzahlung für alle Arbeitnehmer des Betriebes einschließlich der in § 1 II Nr. 1-3 und 6 genannten Beschäftigtengruppen. Ausgenommen sind Arbeitnehmer in Altersteilzeit. 

Das monatliche regelmäßige Arbeitsentgelt der in Satz 1 genannten Arbeitnehmer wird ab Inkrafttreten dieser Betriebsvereinbarung bis zum 31.12. des Kalenderjahres, in das das Ende der Laufzeit dieser Betriebsvereinbarung fällt, um 10,6 % erhöht.

Mit der Abrechnung für November des Kalenderjahres, in das der Beginn der Laufzeit dieser Betriebsvereinbarung fällt, erhalten die unter Satz 1 genannten Arbeitnehmer für Zeiten diesen  Kalenderjahres, die vor in Inkrafttreten dieser Betriebsvereinbarung abgelaufen sind, also für _______ bis________ jeweils eine Sonderzahlung in Höhe von 10,6 % des monatlichen regelmäßigen Arbeitsentgeltes. Eine mögliche in diesen Monaten an die unter Satz 1 genannten Arbeitnehmer ausgezahlte zusätzliche Urlaubsvergütung nach §§ 14,16 (E)MTV kann mit dieser Sonderzahlung verrechnet werden. Eine Aufrechnung gegen andere Entgeltansprüche ist ausgeschlossen.

Gilt für alle Varianten: 

Sollte die Agentur für Arbeit – gleich aus welchem Grund – die Zahlung von Kurzarbeitergeld ablehnen, wird den von Kurzarbeit betroffenen Beschäftigten während der Kurzarbeitszeit die volle Vergütung einschließlich des Erhöhungsbetrages nach Abs. I gezahlt.

Auch soweit die Bundesagentur für Arbeit Kurzarbeitergeld bewilligt, haben Beschäftigte, deren Monatseinkommen die Beitragsbemessungsgrenze, auch durch den Erhöhungsbetrag nach Abs. I, überschreitet, Anspruch gegenüber dem Arbeitgeber darauf, dass sie für die in Folge der Kurzarbeit entfallenen Arbeitszeiten mindestens 60, bzw. 67 % (bei Unterhaltspflicht) des Nettoentgeltes (einschließlich Erhöhungsbetrag) erhalten, das der entfallenen Arbeitszeit entspricht.

§ 5a Solidarmodell
1. Folgende Abteilungen sind nicht in der Kurzarbeit eingebunden:

(Aufzählung der entsprechenden Abteilungen)

2. Zur Finanzierung von einem Drittel der Kosten eines Kurzarbeitergeld-Zuschusses nach Nr. 3 werden die zusätzliche Urlaubsvergütung und die Sonderzahlung der Beschäftigten in diesen Abteilungen um 50 % der Gesamtsumme reduziert. 
Die außertariflich Beschäftigten leisten einen entsprechenden Beitrag. Die Beteiligung der AT-Beschäftigten ist dem Betriebsrat in nachvollziehbarer Form monatlich nachzuweisen.
Die von Kurzarbeit betroffenen Beschäftigten erhalten einen Kurzarbeitergeld-Zuschuss 
· in Höhe von ... (Summe der Beiträge aus Nr. 2 multipliziert mit 3 [Beitrag darf nur ein Drittel sein] geteilt durch Beschäftigte in Kurzarbeit [oder anteilig Gehalt])

· bis zu einer Höhe von … % des Nettoentgelts, das sie ohne KUG hätten.

(Muss aber mindestens das Dreifache des Wertes aus Nr. 2 sein)  
Hier kann geregelt werden, dass der Beitrag aus § 2.2 SolidarTV auf diesen Zuschuss keine Anrechnung findet, weil er aus den Entgelten der Kolleginnen und Kollegen gebildet wurde.

§ 5b Aufstockungsbetrag nach SolidarTV 2020

Der nach § 2.2 SolidarTV gebildete betriebliche Finanzierungsbetrag beträgt insgesamt … EUR. 

Der Finanzierungsbetrag wird gebildet durch die Anzahl der Vollzeitbeschäftigten (inklusive verlängerter Vollzeit) zuzüglich der Teilzeitbeschäftigten nach dem Anteil ihrer Arbeitszeit zuzüglich der Auszubildenden mit je dem halben Wert. 

Aus dem Finanzierungsbetrag wird eine Aufstockung auf das Kurzarbeitergeld gezahlt von 

… EUR pro Beschäftigten, höchstens jedoch eine Aufstockung von 80 % des entfallenen Nettoentgelts.

oder

Aus dem Finanzierungsbetrag wird eine Aufstockung auf das Kurzarbeitergeld gezahlt für die Entgeltgruppen E 1 bis E … bis zu des 80 % des entfallenen Nettoentgelts.
oder

Aus dem Finanzierungsbetrag wird eine Aufstockung auf das Kurzarbeitergeld gezahlt von 

…  EUR für die Beschäftigten, höchstens jedoch eine Aufstockung von 80 % des entfallenen Nettoentgelts.

Die vorgenannten Beispiele sind weder verpflichtend noch abschließend, sie stellen nur Anregungen für solche Regelungen dar. Zu beachten ist, dass die Zuzahlung 80 % regulären Nettoentgelts des Kurzarbeitergeld die Grenze von 80 % des entfallenen Nettoentgelts nicht überschreiten sollte.

Haben die Betriebsparteien sich noch nicht auf eine Verteilung einigen können oder ist die Zeit für die Berechnung zu knapp, kann auch folgende Regelung getroffen werden:
Die Betriebsparteien streben eine Regelung über die Auszahlungsmodalitäten des Finanzierungsbeitrages zur Milderung der sozialen Härten bei Kurzarbeitsbetroffenheit im Sinne von § 2.2 lit. d.) TV Solidar 2020 an. Sie unterwerfen sich bezüglich einer Regelung hierzu dem Spruch der Einigungsstelle nach § 76 BetrVG. 

§ 6 Sonstige Entgeltansprüche

I. Während der Kurzarbeit wird bei folgenden Tatbeständen der Anspruch so berechnet, als würde nicht kurz gearbeitet:

1. Urlaubsentgelt 

2. Entgelt für gesetzliche Feiertage

3. Vermögenswirksame Leistungen

4. Altersvermögenswirksame Leistungen

Hinsichtlich von Entgeltumwandlungen ist § 3.5 TV ZiA zu beachten.

Der Anspruch auf Freischichten wird durch die Kurzarbeit nicht berührt.

II. Soweit nach Beendigung der Kurzarbeit die Höhe der Leistungen von Zeiträumen abhängt, in denen Kurzarbeit geleistet wurde, werden die Leistungen berechnet, als sei keine Kurzarbeit eingeführt worden.

Die Erhöhung des monatlichen regelmäßigen Arbeitsentgeltes nach §§ 5, 5a, 5b dieser Betriebsvereinbarung geht nicht in die Durchschnittsberechnungen jedweder Art ein. 

III. Mit der Beantragung von Elterngeld sind die betroffenen Arbeitnehmer für den Bemessungszeitraum des § 2 BEEG so zu stellen, als wenn keine Kurzarbeit eingeführt worden wäre. Die Arbeitszeit gilt als erbracht. 

§ 7 Überstunden/Auftragsvergabe/

Einsatz von Leiharbeitnehmern

I. Während der Kurzarbeit dürfen keine Überstunden/Mehrarbeit geleistet werden.

II. Während des Kurzarbeitszeitraums werden keine Aufträge, die auch im Unternehmen erledigt werden können, an andere Unternehmen vergeben. Als andere Unternehmen gelten auch rechtlich selbständige Unternehmen, die mit der _______ verbunden sind.

III. Im Falle der Einstellung von Leiharbeitnehmern erhält der Betriebsrat abweichend von § 99 Abs. 4 BetrVG ein Mitbestimmungsrecht bei der Auswahl der Person der Einzustellenden. Die vorgesehene Beschäftigung von Leiharbeitnehmern auf Arbeitsplätzen, die auch von Beschäftigten in Kurzarbeit durchgeführt werden könnte, ist ein berechtigter Grund für die Zustimmungsverweigerung.
Im Streitfall entscheidet die Einigungsstelle nach § 76 Abs. 5 BetrVG. Die vorläufige Durchführung der personellen Maßnahme nach § 100 BetrVG wird ausgeschlossen.

§ 8 Urlaub – Arbeitszeitkonten

I. Übertragener Resturlaub aus dem Vorjahr ist bis zum _____ zu nehmen, es sei denn dem stehen konkrete Urlaubswünsche der Beschäftigten entgegen. 

II. Für die Zeit vom _____ bis _______ wird Betriebsurlaub festgelegt.

III. Guthaben auf Arbeitszeitkonten werden vor Beginn der Kurzarbeit abgebaut. Dies gilt nicht für die in § 96 Abs. 4 S. 3 und 4 SGB III genannten Guthaben.

§ 9 Ausschluss betriebsbedingter Kündigungen

Während der Laufzeit dieser Betriebsvereinbarung sind betriebsbedingte Kündigungen von Beschäftigten – unabhängig davon, ob sie sich in Kurzarbeit befinden oder nicht – im gesamten Betrieb nicht zulässig. 
§ 10 Laufzeit

Die Betriebsvereinbarung tritt am _________(Monatserster) in Kraft und endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf am 31.12.2020. Sie entfaltet keine Nachwirkung.

(Ort/Datum)

Für die Geschäftsleitung                       Für den Betriebsrat


